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Prozessbeschreibung 011021
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Die Nachricht 011021 muss aufgrund der Regelungen in der PStV § 57 Abs. 5 Nr. 1 versendet werden. Der Empfänger kann aber die in Nr. 27.11.3 VwV-PStG geforderte Streichung des Hinweises auf die leiblichen Eltern nicht durchführen, da die leibliche Elternschaft bestehen bleibt. 
Lösung
Die Aussagen zur Verarbeitung der Nachricht beim Empfänger, die sich auf Nr. 27.11.3 VwV-PStG beziehen, wurden aus der Nachrichtenbeschreibung von 011021 gestrichen. 


Antragsdetails
	Antragssteller:
	KoSIT

	Gestellt am:
	25.05.2018

	Bezug:
	

	Priorität:
	0

	Betroffene HAW:
	

	Wartend auf:
	


Problembeschreibung bei Erfassung
Die Nachricht 011021 ist aufgrund der Regelungen in der PStV § 57 Abs. 5 Nr. 1 erforderlich. 
Der bestehende Verweis auf den § 27.11.3 der VwV ist aber inkorrekt, denn die Mitteilung führt derzeit nicht dazu, dass beim Empfänger ein Hinweis im Register gelöscht wird. Die Elternschaft der leiblichen Eltern hat bis zum Zeitpunkt der Adoption bestanden und bleibt für diesen Zeitraum auch nach der Adoption gültig.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Prozessbeschreibung sollte überarbeitet werden.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2018-09-13
Da sich durch die „Erste Verordnung zur Änderung der PStV“ Änderungen an der Mitteilungspflicht ergeben können, wird der CR bis zum EG18-08 zurückgestellt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2018-11-21
Durch die „Erste Verordnung zur Änderung der PStV“ ist die Mitteilungspflicht nicht entfallen.
Das EG beschließt daher, die Prozessbeschreibung wie folgt zu überarbeiten:
3.5.5 Mitteilung aus Anlass einer Annahme als Kind zum
Geburtenregister eines jeden leiblichen Elternteils
Der Prozess beginnt bei der Annahme eines Kindes und der Folgebeurkundung der annehmenden Eltern im Geburtseintrag des Kindes. Konkludent folgend aus § 27 Abs. 4 PStG erfolgt eine Mitteilung an das bzw. die Geburtenregister des/der leiblichen Elternteile. Nach § 57 Abs. 5 Nr. 1 PStV ist jede Adoption dem Geburtseintrag der leiblichen Eltern mitzuteilen. Aufgrund der Konflikte mit dem Offenbarungsverbot wird die Rechtslage so interpretiert, dass nur Adoptionen mit den Wirkungen einer Minderjährigenadoption mitgeteilt werden. Das Empfängerstandesamt sucht anhand der Registeridentifikation den bzw. die Geburtseinträge der leiblichen Elternteile und streicht in diesen Einträgen den Hinweis über das Eltern-Kind-Verhältnis (siehe 27.11.3.PStG-VwV). Die Eintragung eines weiteren Hinweises (27.11.3.PStG-VwV) wird interpretiert als Streichung des Hinweises über das Eltern-Kind-Verhältnis.
Die Struktur dieses Prozesses entspricht dem allgemeinen Prozessmodell für die Datenübermittlung zwischen Standesämtern, das in Abbildung 3.2 auf Seite 87 dargestellt ist.

Das BMI wird §57 (5) Nr. 1 PStV auf der nächsten Sitzung der Personenstandsrechtsreferentenrunde an. Ggf. entfällt die Mitteilungspflicht schon dann. 
Das Entfallen der Mitteilungspflicht wird in einem neuen CR behandelt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2018-11-29
Die Änderung der Prozessbeschreibung wurde durchgeführt und ein Versionshistorieneintrag erstellt.
Der CR ist damit erledigt.
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